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Projekt-Nr. 118 369 / 0.58 m²

Neusäß, den 11.03.2019

STADT HÖCHSTÄDT

M 1 : 1 000

C)  VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Stadtrat hat in der Sitzung am 11.03.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am  . . . . . . . . . ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und

Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 11.03.2019 hat in der

Zeit vom 04.04.2019 bis 06.05.2019 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4

Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 11.03.2019 hat in

der Zeit vom 04.04.2019 bis 06.05.2019 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung in der Fassung vom 03.06.2019 wurden

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

18.07.2019 bis 30.08.2019 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 03.06.2019 wurde mit Begründung

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 18.07.2019 bis 30.08.2019  öffentlich ausgelegt.

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes  mit Begründung in der Fassung vom 16.09.2019 wurden

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m.

§ 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 04.10.2019 bis 05.11.2019 erneut beteiligt.

7. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 16.09.2019wurde mit Begründung gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit von 04.10.2019 bis 05.11.2019 erneut

öffentlich ausgelegt.

8. Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 11.11.2019  den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB

in der Fassung vom 11.11.2019  als Satzung beschlossen.

Stadt Höchstädt, den . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Gerrit Maneth, 1. Bürgermeister (Siegel)

9. Ausgefertigt mit all seinen Bestandteilen (Teil I und II).

Stadt Höchstädt, den  . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Gerrit Maneth, 1. Bürgermeister (Siegel)

10. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am . . . . . . . . . . . . .

gemäß § 10 Abs. 3  BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Stadt Höchstädt, den . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Gerrit Maneth, 1. Bürgermeister (Siegel)

TEIL I: A) PLANZEICHNUNG, B) ZEICHENERKLÄRUNG,

C) VERFAHRENSVERMERKE

INGENIEURGESELLSCHAFT STEINBACHER - CONSULT mbH & Co. KG

RICHARD-WAGNER-STRASSE 6, 86356 NEUSÄSS

A) PLANZEICHNUNG

22

II. für die Hinweise

bestehende Grundstücksgrenzen

bestehende Haupt- und Nebengebäude 

Flurnummern

Maßzahlen

Vorschlag für die Anordnung von Gebäuden

mit Nummer

Vorschlag für die Grundstücksteilung

mit Fläche

244/1

Landkreis Dillingen a. d. Donau

I. für die Festsetzungen

BEBAUUNGSPLAN

"UNTERFELD"

MIT BEGRÜNDUNG

geändert am 03.06.2019

LUFTBILD      M 1 : 5.000

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN i. d. F. v. 30.04.1997             M 1 : 10.000

Rechtsverbindliche Fassung

DFK Stand: 2016  -  © Bayerische Vermessungsverwaltung

m50100

B) ZEICHENERKLÄRUNG

Luftbild Stand: 2018   -  © Bayerische Vermessungsverwaltung

ÜBERSICHTSPLAN            M 1 : 25.000

975 x 594 mm, 0,58 m²
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(§ 5 Abs.2 Nr.1, § 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-,

§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Reine Wohngebiete

(§ 3 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete

(§ 4 BauNVO)
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(§ 5 Abs.2 Nr.1, § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)
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P R Ä AM B E L  

Die Stadt Höchstädt erlässt aufgrund der § 2 Abs. 1 Satz 1, § 9, § 10 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl I S. 3634), 
Art. 23 der Gemeindeverordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260), Art. 6 und Art. 81 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, 
BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.08.2018 (GVBl. S. 523), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 
18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I 
S. 1057) sowie des Art. 4 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) in der 
Fassung vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24.07.2018 (GVBl. S. 604) folgenden 

 

Bebauungsplan 
„Unterfeld“ 

 
als Satzung. 

 
 

D )  AL L G E M E I N E  V O R S C H R I F T E N  

1. Inhalt des Bebauungsplanes 

1.1 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes, gilt die von der Ingenieurgesell-
schaft Steinbacher-Consult mbH & Co. KG, Richard-Wagner-Straße 6, 86356 
Neusäß ausgearbeitete Planzeichnung vom 11.03.2019, in der Fassung vom 
03.06.2019, die zusammen mit nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan 
bildet. 

1.2 Der Geltungsbereich umfasst die in der Planzeichnung mit der Geltungsbe-
reichsgrenze umschlossenen Flächen der Flurstücknummern: 

2108/51, Teilbereich 2108/50, Teilbereich 2087/2, Teilbereich 2209, Teilbereich 
2108/31, Teilbereich 2022, 2023, 2024 (Gemarkung Höchstädt) 

Teilbereich 1200, 1201, 1202, 1203, 1204, Teilbereich 1205, Teilbereich 1197, 
Teilbereich 1198, Teilbereich 1199, Teilbereich 1203/1, Teilbereich 1223 (Ge-
markung Deisenhofen). 

2. Bestandteile 

Der Bebauungsplan besteht aus: 

Teil I:  A) Planzeichnung im M 1 : 1.000 mit  

- Flächennutzungsplan im M 1 : 5.000  

-  Luftbild im M 1: 5.000 

- Übersicht im M 1 : 20.000 

 B) Zeichenerklärung 

 C) Verfahrensvermerke 

Teil II:  D) Allgemeine Vorschriften 
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 E) Textliche Festsetzungen 

 F) Textliche Hinweise 

 G) Begründung 

 H) Umweltbericht 

 I) Anlagen 

 

 

 

 



Stadt Höchstädt  E) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
Bebauungsplan „Unterfeld“   Rechtsverbindliche Fassung vom 11.11.2019 

 

Steinbacher-Consult Seite 7 von 47 
Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG 

E )  T E X T L I C H E  F E S T S E T Z U N G E N  
  
 P L AN U N G S R E C H T L I C H E  F E S T S E T Z U N G E N  

1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1-11 BauNVO) 

Das Planungsgebiet wird gemäß Planzeichnung im Bereich der Parzellen 1 bis 
14 und 21 bis 48 gemäß § 4 BauNVO als Allgemeines Wohngebiet WA und 
Bereich der Parzellen 15 bis 20 gemäß § 3 BauNVO als Reines Wohngebiet 
WR festgesetzt. 

1.1 Für den Bereich des Allgemeinen Wohngebietes WA gelten folgenden Fest-
setzungen: 

Zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speise-
wirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke. 

Nicht zulässig sind: 

- die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO. 

1.2 Für den Bereich des Reinen Wohngebiets WR gelten folgende Festsetzungen: 

Zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des 
Gebietes dienen. 

Nicht zulässig sind: 

- die Ausnahmen gemäß § 3 Abs. 3 BauNVO 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16-21 BauNVO) 

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) für das Allgemeine Wohngebiet 
WA und das Reine Wohngebiet WR beträgt 0,35. 

Die zulässige Grundflächenzahl darf neben der in § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 
getroffene Vorschrift durch nicht vollflächig versiegelte 

- Stellplätze und 

- Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen 

um weitere 50 % überschritten werden. 

Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) für das Allgemeine Wohnge-
biet WA wird auf 0,7 festgesetzt. 
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Die maximal zulässige Geschossflächenzahl für das Reine Wohngebiet WR wird 
auf 0,5 festgesetzt. 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets WA sind maximal 2 Vollgeschosse 
zugelassen (II). 

Im Bereich des Reinen Wohngebiets WR sind maximal 2 Vollgeschosse zuge-
lassen, wobei sich eines im Dachgeschoss befinden muss (I + D). 
 
 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO) 

3.1 Gebäude und Gebäudeteile sind nur innerhalb der Baugrenze zulässig.  

3.2 Es gilt die offene Bauweise. 

3.3 Es sind nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig. Pro Einzelhaus sind ma-
ximal 2 Wohneinheiten zugelassen. Pro Doppelhaus ist maximal 1 Wohneinheit 
zulässig. 
 
 

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO) 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans wird die überbaubare 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO entsprechend 
der Darstellung im zeichnerischen Teil festgesetzt.  
 
 

5. Flächen für erforderliche Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Nebenanlagen 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind auch außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen zulässig. Nebenanlagen im Sinne von 
§ 14 Abs. 2 BauNVO sind generell zulässig. Ein Mindestabstand von 1,50 m zu 
öffentlichen Erschließungsstraßen, Wegen und Grünflächen darf nicht unter-
schritten werden 

Garagen, Carports und Stellplätze 

Garagen, überdachte und nicht überdachte PKW-Stellplätze sind auch außer-
halb der Baugrenzen zulässig. Im Zufahrtsbereich von Garagen und überdach-
ten Stellplätzen ist ein Grenzabstand von mindestens 5,00 m zu öf fentlichen Er-
schließungsstraßen einzuhalten. Bei Garagen und Carports darf ein Mindestab-
stand von 1,50 m zu öffentlichen Erschließungsstraßen, Wegen und Grünflächen 
nicht unterschritten werden. 
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6. Höhenlage 

(§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB) 

6.1 Erdgeschossrohfußboden 

Die Oberkante Rohfußbodens des Erdgeschosses (OK-EG-RFB) darf maximal 
0,35 m über der Straßenoberkante liegen, gemessen ab Rohfußboden des Erd-
geschosses bezogen auf die Straßenoberkante in der Mitte der Straßenver-
kehrsfläche (bei Eckgrundstücken: Einfahrtsseite). Als Bezugspunkt Straßen-
oberkante ist der Schnittpunkt der Verlängerung der Gebäudeecke im rechten 
Winkel zur Mitte Fahrbahn der Zufahrtsstraße hangaufwärtsseitig maßgebend.  

6.2 Das natürliche Gelände darf durch Abgrabungen und Auffüllungen nicht wesent-
lich verändert werden. 
 
 

7. Höhe der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 Abs. 2 Nr. 4 u. 18 Abs. 1 BauNVO) 

7.1 Unterer Höhenbezugspunkt 

Die Oberkante Rohfußboden des Erdgeschosses (OK-EG-RFB) ist der untere 
Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen (Wandhöhe WH und Gesamthöhe 
GH). 

7.2 Begriffsdefinition 

Folgende Gebäudehöhenfestsetzungen werden über den festgelegten Erdge-
schossrohfußboden gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO getroffen: 

Gesamthöhe (GH) 

Gemessen zwischen Oberkante Firstziegel bzw. beim Pultdach und versetztem 
Pultdach dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut (Ziegel 
o. ä.) und dem unteren Höhenbezugspunkt. Bei Flachdächern entspricht die 
max. Gesamthöhe der max. zulässigen Wandhöhe. 

Wandhöhe (WH) 

Senkrecht gemessen zwischen unteren Höhenbezugspunkt und dem Schnit t-
punkt der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut oder bis zum oberen Ab-
schluss der Wand bzw. bei Flachdächern der Attika. 

7.3 Festsetzung der Gesamt- und Wandhöhe 

Die Höhe der baulichen Anlagen im Reinen Wohngebiet WR wird bestimmt 
durch die maximal zulässige Gesamthöhe (GH) von 9,00 m und die maximal zu-
lässige Wandhöhe (WH) bzw. bei Flachdächern maximale Attikahöhe von 
4,00 m. 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist die Höhe der baulichen Anlagen bestimmt 
durch die maximal zulässige Gesamthöhe (GH) von 8,50 und die maximal zuläs-
sige Wandhöhe (WH) bzw. bei Flachdächern maximale Attikahöhe von 6,00 m. 
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8. Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Im zeichnerischen Teil sind Sichtfelder (Sichtdreiecke) eingetragen. Diese sind 
von allen sichtbehindernden baulichen Anlagen (auch Stellplätze) und Nutzun-
gen freizuhalten. Bepflanzungen und Einfriedungen über 0,90 m über hergestel l-
ter Fahrbahn sind unzulässig. Bäume sind nur als Hochstamm mit einem Kro-
nenansatz von mind. 2,50 m über hergestellter Fahrbahn zulässig.  
 
 

9. Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Im zeichnerischen Teil sind Straßenverkehrsflächen dargestellt. Die Einteilung 
ist unverbindlich. 
 
 

10. Behandlung von Niederschlagswasser innerhalb des Baugebietes  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

10.1 Entwässerung 

Entwässerung von Dach- und Stellplatzflächen 

Anfallendes Niederschlagswasser auf privaten Belagsflächen und Dächern sind 
nach den gesetzlichen Vorgaben und Vorschriften vor Ort dem ökologischen 
Kreislauf durch geeignete Versickerungsmethoden zurückzuführen, wobei soweit 
als möglich eine breite Versickerung anzustreben ist. Niederschlagswässer der 
öffentlichen Straße (Oberflächenwasser) sind über „belebte Bodenzonen“ in 
breiten Versickerungen abzuleiten. Die Versickerungsanlagen hierfür sind rech-
nerisch nachzuweisen. 

Beseitigung von Schmutzwasser 

Schmutzwasser ist der öffentlichen Kanalisation zuzuführen.  

Niederschlagswasser von öffentlichen Verkehrsflächen 

Regenwasser der Straßen- und Gehwegflächen wird über Straßensinkkästen 
und Regenwasserkanäle einer Versickerungsanlage zugeführt. 

10.2 Anforderung an Oberflächen, Versickerung 

Die privaten und öffentlichen PKW-Stellplätze, sowie die privaten Erschließungs-
flächen sind mit wasserdurchlässigen Belägen (Sickerfähige Pflasterelemente, 
Rasensteine, Schotterrasen o. ä.) zu befestigen. Wasserundurchlässige Beläge 
sind ausnahmsweise zulässig, wenn es aufgrund der Zweckbestimmung der Flä-
chen erforderlich ist. Versiegelungsflächen sind auf das geringste notwendige 
Maß zu beschränken. 
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11. Grünordnung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 

11.1 Pflanzungen 

Für die Pflanzungen im Baugebiet sind standortgerechte Bäume und Sträucher 
zu verwenden. 

Pro 300 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist mindestens ein Obstbaum oder 
anderer Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten 

Für die Pflanzung von Obstbäumen werden Hochstämme festgesetzt.  

Bepflanzungen (ausgenommen Hochstämme) dürfen im Einmündungsbereich 
der Erschließungsstraße die Höhe von 0,80m über den angrenzenden Verkehrs-
flächen nicht überschreiten. 

Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Bereichen, die an öffentlichen 
Flächen angrenzen, sind Hecken aus Nadelgehölzen und geschnittene Hecken 
unzulässig. 

Die Erst-Bepflanzung auf den öffentlichen bzw. Verkehrsgrünflächen ist von der 
Stadt Höchstädt spätestens in der zweiten Vegetationsruhe nach Beginn der 
Baugebietserschließung durchzuführen. 

Die Erst-Bepflanzung auf den privaten Flächen hat der Bauherr spätestens in 
der zweiten Vegetationsruhe nach Nutzungsbeginn des Gebäudes durchzufüh-
ren. Die Ersatz-Pflanzung, z.B. bei Ausfall, übernimmt der Grundstückseigentü-
mer. 

Die Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten. Es sind geeignete Maßnahmen zum 
Schutz vor Wildverbiss zu ergreifen. Ausfälle sind innerhalb eines halben Jahres 
gleichartig und gleichwertig zu ersetzen. Die Eingrünung ist freiwachsend zu er-
halten. 

11.2 Ortrandeingrünung auf öffentlichen Grund 

Im Westen ist eine Randeingrünung auf öffentlichen Grund festgesetzt.  

Es sind ca. 1/3 der Fläche durch eine zweireihige, blütenreiche Hecke aus 
standortgerechten Sträuchern und Bäumen in Pflanzgruppen zu bepflanzen. 

Die Erst-Bepflanzung auf den öffentlichen (westliche Ortsrandeingrünung) bzw. 
Verkehrsgrünflächen ist von der Stadt Höchstädt in der zweiten Vegetationsruhe 
nach Beginn der Baugebietserschließung durchzuführen. 

Für die Pflege der Ortsrandeingrünung verläuft, westlich angrenzend, ein Wir t-
schaftsweg mit 5 Meter Breite. Dieser ist mit der Zweckbestimmung „Wirt-
schaftsweg“ festgesetzt. 

11.3 Ortsrandeingrünung auf privaten Grund 

Im Süden ist eine Randeingrünung auf privatem Grund festgesetzt.  

Die Bepflanzung ist mit standortgerechten Sträuchern und Bäumen vorzuneh-
men. Die Bäume und Sträucher sind in der zweiten Vegetationsruhe nach Be-
ginn der Baumaßnahme von der Stadt Höchstädt zu pflanzen und vom Grund-
stückseigentümer dauerhaft zu erhalten. Pro zwei Laufmeter Grundstücksgrenze 
sind mindestens ein Strauch bzw. Baum auf dem 5,00 m breiten Grünstreifen zu 
pflanzen. Bei Abgang ist der Strauch bzw. Baum vom jeweiligen Grundstücksei-
gentümer zu ersetzen. Der Pflanzabstand in der Reihe beträgt 1,50 m. 
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Die regelmäßige Pflege der Eingrünung und das Zurückschneiden von Ästen, 
die auf die benachbarten landwirtschaftlichen Flächen ragen, sind durch den 
Grundstückseigentümer zu veranlassen. 
 
 

12. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (Ausgleichsfläche)  

Der Ausgleich für den Eingriff im Plangebiet ist auf einem Teilbereich des 
Grundstücks mit der Fl.-Nr. 1770, Gemarkung Höchstädt, mit einer Fläche von 
12.411 m² und auf einem Teilbereich der Fl.-Nr. 2108/50, Gemarkung Höchstädt, 
mit einer Fläche von 966 m²durchzuführen. 
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 Ö R T L I C H E  B AU V O R S C H R I F T E N  

 (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art. 81 Bayerischer Bauordnung – BayBO) 

13. Abstandsflächen 

Bei der Bemessung der Abstandsflächen gelten die Vorschriften nach Art.  6 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO). 
 
 

14. Gestaltung der Gebäude 

(Art. 81 Abs. 1 BayBO) 

14.1 Dachform 

Es sind alle Dachformen zugelassen.  

14.2 Dachneigung 

Für Flachdächer ist eine Neigung von 0° - 5° zulässig. Das gesamte Neigungs-
spektrum der übrigen zulässigen Dachformen kann zwischen 10° - 45° betragen. 

14.3 Dacheindeckung 

Dacheindeckungen für Hauptgebäude sind in roten, rotbraunen, anthrazitfarbe-
nen und graufarbenen Tönen zulässig. Grelle und leuchtende Farben, wie z. B. 
RAL-Farben 1016, 1026, 2005, 2007, 3024 und 3026, 4000, 6032, 6037, 6038 
sowie dauerhaft reflektierenden Materialien sind für Dacheindeckungen nicht zu-
lässig. 

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, sind darüber 
hinaus Materialien zulässig, die für diese Anlagen (Sonnenkollektoren, Photovol-
taik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

14.4 Fassadengestaltung 

Grelle und leuchtende Farben (wie z.B. RAL-Farben 1016, 1026, 2005, 2007, 
3024, und 3026, 4000, 6032, 6037, 6038), sowie reflektierende Materialien sind 
an Außenwänden unzulässig. 

14.5 Haustypen 

Grundsätzlich sind Holzhäuser zulässig. Unzulässig sind Holzblockhäuser und 
Klinkerfassaden. 
 
 

15. Ver- und Entsorgungsanlagen 

Sämtliche Ver- und Entsorgungsanlagen, einschließlich Strom- und Telefonlei-
tungen, sind – vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelungen – unterirdisch zu 
führen. 
 
 

16. Stellplatzrichtzahlen 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO) 

Pro einer Wohneinheit müssen 2 Stellplätze bereitgestellt sein. 

Der Vorplatz (Zufahrt) vor Garagen zählt nicht als Stellplatz und ist in einer Tiefe 
von mindestens 5,00 m zur öffentlichen Verkehrsfläche offen zu halten.  
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17. Einfriedungen 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 

Einfriedungen dürfen zum öffentlichen Raum eine Höhe von 1,20 m über Ober-
kante des bestehenden natürlichen Geländes nicht überschreiten.  

Einfriedungen dürfen im Einmündungsbereich der Erschließungsstraße die Höhe 
von 0,80 m über den angrenzenden Verkehrsflächen nicht überschreiten. 

Grellfarbene Anstriche, wie z. B. mit RAL-Farben 1016, 1026, 2005, 2007, 3024 
und 3026, 4000, 6032, 6037, 6038 sowie dauerhaft reflektierende Materialien 
sind unzulässig. 

Es sind nur Zäune mit senkrechter Holzlattung, Stabgitterzäune oder Maschen-
drahtzäune zulässig. 

Mauern sind als Einfriedungen generell unzulässig. 
 
 

18. In-Kraft-Treten 

 Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
in Kraft. 

Teilbereiche der Bebauungspläne „Dreifaltigkeit“ und „Ensbach Süd“ 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unterfeld“ verlieren die Bauungspläne 

„Dreifaltigkeit“ und „Ensbach Süd“ ihre Gültigkeit. Es sind die Festsetzungen des 

Bebauungsplanes „Unterfeld“ maßgeblich. 

 

 

Stadt Höchstädt , den . . . . . . . . . . 

 

 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

Gerrit Maneth, 1. Bürgermeister (Siegel)  
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F )  T E X T L I C H E  H I N W E I S E  

1. Niederschlagswasser 

1.1 Unverschmutztes Niederschlagswasser  

Dieses soll entweder aufgefangen und zur Gartenbewässerung gespeichert und 
verwendet oder, falls möglich, dem Untergrund z.B. über Versickerungsflächen 
zugeführt werden. Regenrückhalteanlagen etc. müssen auf den Grundstücken 
selbst erstellt werden. 

Die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen 
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in 
das Grundwasser (TRENGW), das DWA‐Arbeitsblatt A 138 „Bau und Bemes-
sung von Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht schädlich verunreinig-
tem Niederschlagswasser“ sowie das DWA‐Merkblatt M 153 „Handlungsempfeh-
lungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten.  

Die Versickerung von unverschmutztem gesammeltem Niederschlagswasser von 
Dachflächen und sonstigen Flächen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen 
der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) sowie die Techni-
schen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser 
in das Grundwasser (TRENGW) eingehalten werden. 

Die punktuelle Versickerung von Regenwasser über einen Sickerschacht ist nur 
anzuwenden, wenn zwingende Gründe eine flächenhafte (z.B. Versickerungs-
mulden) bzw. linienförmige Versickerung (z.B. Rigolen oder Sickerrohre) aus-
schließen. 

1.2 Verschmutztes Niederschlagswasser 

Aus Gründen des Gewässerschutzes ist verschmutztes Niederschlagswasser zu 
sammeln und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanali-
sation zu beseitigen (dies gilt auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert 
werden). 

1.3 Oberflächenwasser und wild abfließendes Wasser  

Die Entwässerungseinrichtungen sind so auszulegen, dass wild abfließendes 
Wasser schadlos abgeführt werden kann. 

Zum Schutz der einzelnen Gebäude vor o. g. wild abfließendem Wasser sind 
ggf. Objektschutzmaßnahmen vorzusehen, wobei das anfallende Wasser 
dadurch nicht auf andere Grundstücke abgeleitet werden darf.  

Um Überflutungen von Gebäuden zu vermeiden sind entsprechende (Schutz-) 
Vorkehrungen zu treffen. Insbesondere ist auf die Höhenlage der Lichtschächte, 
-höfe und des Einstiegs der Kellertreppen o.ä. zu achten. Sie soll ten möglichst 
hoch liegen, um vor wild abfließendem Wässern bei Starkregen zu schützen. 
Maßnahmen zur Verbesserung des Überflutungsschutzes sind auch in die Gar-
tengestaltung integrierbar. Obige Anwendungen gelten insbesondere für Grund-
stücke in oder unterhalb von Hanglagen oder Senken. 

Es wird empfohlen, die Keller wasserdicht (rissbreitenbeschränkende Beton-
bauweise) auszubilden und die Gebäude gegen den Auftrieb zu sichern (weiße 
Wanne). 

Öffnungen in den Gebäuden sind so zu gestalten, dass wild abfließendes Was-
ser nicht eindringen kann. 
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2. Grundwasser 

Befristete Anschneidungen von Grundwasser im Zusammenhang mit der Ausfüh-
rung der einzelnen Baumaßnahmen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
nach Art. 70 Abs. 1 Nr. 3 BayWG. Diese wäre ggf. rechtzeitig vor Baubeginn 
beim Landratsamt Dillingen a. d. Donau zu beantragen. 

Eine ständig andauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig.  

Das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen, die 
hierfür bestimmt oder geeignet sind, unterliegt der wasserrechtlichen Erlaubnis-
pflicht (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 Wasserhaushaltsgesetz; WHG). 

Bei der Errichtung von Hausdrainagen ist darauf zu achten, dass diese nicht an 
den Schmutzwasserkanal angeschlossen werden. 
 
 

3. Versorgungsleitungen 

Bei Bepflanzungsmaßnahmen ist auf vorhandene und geplante Versorgungslei-
tungen Rücksicht zu nehmen. Bepflanzungen sollten zu Wasserleitungen einen 
Abstand von mind. 3,0 m haben, andernfalls sind entsprechende Vorkehrungs-
maßnahmen gegen Verwachsungen und Schäden an den Versorgungsleitungen 
gemeinsam mit dem Versorgungsträger zu treffen. 

Abweichungen vom genehmigten Bebauungsplan sind dem Versorgungsträger 
im Hinblick auf kostenintensive Umbaumaßnahmen umgehend mitzuteilen. 
 
 

4. Brandschutz 

Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. 
Nach den technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatt W405 ist in Wohngebieten 
eine Bereitstellung von mindestens 800 l/min über zwei Stunden erforderlich. 

Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Lösch-
wasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Grö-
ßere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere geeig-
nete Löschwasserentnahmestellen. (DVGW-Arbeitsblatt W 400-1:2015-02 ist zu 
beachten), 

Für Gebäude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt sind, müssen Zufahrtswege für die Feuerwehr nach der 
Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken angelegt werden.  

Die Mindestabstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen müssen den 
Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker VDE 0132 und 0210 
entsprechen. Zur Durchführung eines sicheren Löschangrif fs muss der Abstand 
zwischen dem möglichen Standplatz eines Strahlrohres (z.B. Geländeoberflä-
che, Balkon, Traufe) und den Leiterseilen mindestens 9,50 m betragen.  
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5. Immissionsschutz 

5.1 Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und 
weiteren Regelwerke werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während 
der üblichen Öffnungszeiten in der Bauverwaltung der Stadt Höchstädt zu je-
dermanns Einsicht bereitgehalten. 

5.2 Die genannten Vorschriften und Normen sind bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin 
zu beziehen. Sie sind beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert nieder-
gelegt. 

5.3 Landwirtschaft 

Durch die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen, und vom Betriebsgelände 
der Besamungsstation, können Immissionen wie Lärm, Staub und Geruch tags-
über jedoch auch während der Nachtzeit und an Sonn- und Feiertagen auftreten. 
Diese von der Landwirtschaft ausgehenden Immissionen sind dauerhaft und ent-
schädigungslos zu dulden. 

Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit zeitweiser Lärmbelästigung - Ver-
kehrslärm aus dem landwirtschaftlichen Fahrverkehr - auch vor 6 Uhr morgens, 
bedingt durch das tägliche Futterholen, zu rechnen ist. Zudem ist mit sonstigen 
Lärmbeeinträchtigungen, z.B. während der Erntezeit (Mais-, Silage- und Getrei-
deernte, ev. Zuckerrübenernte) auch nach 22.00 Uhr zu rechnen. 

 

5.4 Einsatz von stationär betriebenen haustechnischen Anlagen 

Bei der Aufstellung und dem Betrieb von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungs-
geräten, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerken ist der von der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz erstellte LAI Leitfaden 
für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klima-
geräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-
Blockheizkraftwerke) in der jeweils gültigen Fassung (28.08.2013) zu beachten.  

Falls Luftwärmepumpen errichtet werden, sind nur solche zulässig, die folgende 
Anforderungen erfüllen: 

- Die Aufstellung von Luftwärmepumpen ist nur in allseitig umschlossenen 
Räumen zulässig. 

- An sämtlichen Durchbrüchen und Öffnungen vom Aufstellraum ins Freie 
darf ein Schalldruckpegel, in 1 m Entfernung von der Öffnung, von 
30 dB(A) nicht überschritten werden. 

Bei Dimensionierung und Ausführung von Schalldämmkulissen und Schalldämp-
fern ist grundsätzlich sicherzustellen, dass die Geräusche nach Schalldämpfer 
keine Tonhaltigkeit aufweisen und insbesondere auch im tieffrequenten Bereich 
unter 90Hz ausreichend schalldämpfende Eigenschaften aufweisen. 
 
 

6. Wärmepumpen-Systeme 

Eine erste Übersicht über die Standortbedingungen für Erdwärmesonden und -
kollektoren, sowie Grundwasserwärmepumpen (Ergebnis ist in der Abfrage über 
Erdwärmesonden enthalten) ist über den "Standortcheck oberflächennahe Ge-
othermie unter 
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https://www.energieatlas.bayern.de/thema_geothermie/oberflaeche.html 

möglich. 

Eine Untersuchung hinsichtlich einer Nahwärmeversorgung ist angedacht und 
soll erstellt werden. 

Ob der Baugrund bzw. das Grundwasser für einen Einsatz von Grundwasser-
Wärmepumpen 

geeignet ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Im Rahmen des Verfahrens für die Erte i-
lung der benötigten wasserrechtlichen Erlaubnis durch das Landratsamt ist die 
fachliche Begutachtung für Anlagen bis zu einer Leistung von 50 kJ/s durch ei-
nen Privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft (PSW) nötig:  

 
http://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_wasserrecht/psw/index.htm) 

Der Bau einer Erdwärmesondenanlage ist ebenfalls erlaubnispflichtig, das jewei-
lige Verfahren 

ist vorab mit dem Landratsamt Dillingen a.d. Donau und dem Wasserwirtschafts-
amt abzustimmen. 
 
 

7. Altlasten und vorsorgender Bodenschutz   

7.1 Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, 
Altablagerungen o. Ä. angetroffen werden. In diesem Fall ist umgehend das 
Landratsamt Dillingen a. d. Donau einzuschalten, das alle weiteren erforderli-
chen Schritte in die Wege leitet. 

7.2 Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Böden mit von Natur aus er-
höhten Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu 
zusätzlichen Kosten bei der Verwertung/Entsorgung führen können. Es wird da-
her empfohlen, vorsorglich Bodenuntersuchungen durchzuführen. Das Landrats-
amt Dillingen a. d. Donau ist von festgestellten geogenen Bodenbelastungen in 
Kenntnis zu setzen. 

Es soll sichergestellt werden, dass anfallendes geogen belastetes Bodenmater i-
al nicht auf anders- oder unbelastete Böden verlagert oder wiederaufgebracht 
wird und dort die Bodenfunktionen nachteilig verändert. Durch das Verschlechte-
rungsverbot ist nach § 12 Abs. 10 BBodSchV in Gebieten mit erhöhten Schad-
stoffgehalten die Verlagerung von Bodenmaterial nur innerhalb dieser Gebiete 
zulässig. Weitere Anforderungen an das Auf- und Einbringen von Bodenmaterial 
regelt § 12 BBodSchV. Darüber hinaus finden sich wichtige Hinweise zur Ver-
wertung von Bodenmaterial in der DIN 19731. 

Um insbesondere Schwierigkeiten bei der späteren Entsorgung von Bodenaus-
hub zu vermeiden, sollten die Bauherren eine Überprüfung durch ein Fachbüro 
durchführen lassen. 

7.3 Nach den Normen DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 19731 ist vor Beginn der bau-
lichen Arbeiten auf der überbaubaren Grundstücksfläche der Oberboden abzu-
tragen, getrennt zu lagern und nach Abschluss der Baumaßnahme wieder ein-
zubauen. Es darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden ver-
mischt oder überlagert werden. Die Bodenmieten sind bei einer Lagerungsdauer 
von mehr als 2 Monaten zu begrünen. Überschüssiges Oberbodenmaterial ist 
unter Beachtung des § 12 BBodSchV bevorzugt am Entstehungsort oder ortsnah 
auf landwirtschaftlich genutzten Flächen zu verwerten. 

https://www.energieatlas.bayern.de/thema_geothermie/oberflaeche.html
http://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_wasserrecht/psw/index.htm
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7.4 Das Wasserwirtschaftsamt Donauwörth ist frühzeitig in die weiteren Erkun-
dungsschritte einzubeziehen. Bau- und Gestaltungsmaßnahmen dürfen im Pla-
nungsgebiet nur dann begonnen werden, wenn dadurch die Erkundungsmaß-
nahmen nicht beeinträchtigt werden und die evtl. erforderlichen Sanierungsmaß-
nahmen uneingeschränkt möglich bleiben. 
 
 

8. Denkmalschutz 

8.1 Art. 7 Abs. 1 DSchG: 

Wer auf einem Grundstück nach Bodendenkmälern graben oder zu einem ande-
ren Zweck Erdarbeiten auf einem Grundstück vornehmen will, obwohl er weiß 
oder vermutet oder den Umständen nach annehmen muss dass sich dort Bo-
dendenkmäler befinden, bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann versagt wer-
den, soweit dies zum Schutz des Bodendenkmals erforderlich ist. 

8.2 Art. 8 Abs. 1 DSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 
Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grund-
stücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund ge-
führt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der 
Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeits-
verhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter 
der Arbeiten befreit. 

8.3 Art. 8 Abs. 2 DSchG: 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 
Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung 
der Arbeiten gestattet. 
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8.4 Bodendenkmal 

Im Bereich der Ausgleichsfläche auf der Fl.-Nr. 1770, Gemarkung Höchstädt a. 
d. Donau befindet sich das das Bodendenkmal „Siedlung der Hallstattzeit“ mit 
der Denkmalnummer D-7-7329-0050. 

Das nachfolgende Luftbild gibt eine Übersicht über das genannte Bodendenk-
mal. 

Lage des Bodendenkmals im Bereich der Ausgleichsfläche (Orange)  

 

Quelle: Bayerische Vermessungsverwaltung 2019 
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G )  B E G R Ü N D U N G  

1. Anlass der Planung 

Die Stadt Höchstädt a. d. Donau stellt den Bebauungsplans „Unterfeld“ aufgrund 
der starken Nachfrage nach Wohnbauland auf. Die Stadt ist weiterhin bemüht 
Innenentwicklungsflächen vorrangig zu nutzen, jedoch stehen derzeit keine we i-
teren geeigneten Flächen zur Verfügung. Eine gezielte geordnete, städtebauli-
che Fortführung der Wohnbebauung ist westlich der Baugebiete „Dreifaltigkeit“ 
und „Ensbach Süd“ sinnvoll, da an bestehende Wohnbebauung anschließt und 
eine abschließende Abrundung in Richtung Westen und Süden darstellt. Diese 
angemessene Wohnlandentwicklung an gewachsenen Siedlungsstrukturen er-
möglicht es der Stadt Höchstädt a. d. Donau dem Bedarf nach dringend benötig-
tem Wohnbauland nachzukommen. 
 
 

2. Vorgaben, Verfahren 

2.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan Augsburg 

Laut dem Ziel 3.2 des Landesentwicklungsprogramms sind die vorhandenen Po-
tenziale der Innenentwicklung zu nutzen. Diesem Ziel ist sich die Stadt 
Höchstädt bewusst, aber auf Grund mangelnder zur Verfügung stehender Flä-
chen im Innenbereich ist eine Nachverdichtung nicht möglich. Um dem Gebot 
der flächensparenden Siedlungsentwicklung nachzukommen, werden im Bereich 
Bruckwörth Ost ca. 5 ha Wohnbauflächen, die mittel- bis langfristig nicht für 
Wohnbebauung zur Verfügung stehen, aus dem rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan zurück genommen. 

Im Sinne des Grundsatzes 3.1 Abs. 2 des Landesentwicklungsprogramms sollen 
„flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen“ unter der Berücksichti-
gung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. Das Ziel einer 
geringen Versiegelung von Freiflächen ist in der Aufstellung des Bebauungspla-
nes ‚Unterfeld‘ berücksichtigt worden. Die Grundflächenzahl innerhalb des Al l-
gemeinen bzw. Reinen Wohngebietes ist mit max. 0,35 festgesetzt. Dies ent-
spricht nicht der Obergrenze der zulässigen Grundflächenzahl im Sinne des 
§ 17 Abs. 1 BauNVO, weshalb mehr Freifläche verbleibt. Durch eine zweige-
schossige Bebauung kann eine optimierte Flächenausnutzung umgesetzt wer-
den. 

Auch wurde bei der Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes auf eine flächenspa-
rende Erschließungsform geachtet. Die Straßen sind mit einer Breite von über-
wiegend 7,50 m für ein Wohngebiet mit Begegnungsverkehr dimensioniert und 
ermöglicht Stellflächen für den ruhenden Verkehr sowie eine Begrünung mit 
Bäumen – dies ist erforderlich. Es erfolgt keine doppelte Erschließung und flä-
chenintensive Wendeflächen sind ebenfalls nicht eingeplant.  

Im Regionalplan Augsburg werden die Ziele des Landesentwicklungsprogramms 
Bayern nachrichtlich wiedergegeben. Die Stadt Höchstädt a. d. Donau liegt zwi-
schen den zwei Mittelzentren Dillingen a. d. Donau und Donauwörth und somit 
auf einer Entwicklungsachse von überregionaler Bedeutung. Die Stadt 
Höchstädt a. d. Donau selbst ist als bevorzugt zu entwickelndes Unterzentrum 
dargestellt. Weiterhin befindet sich Höchstädt a. d. Donau im ländlichen Tei l-
raum, dessen Entwicklung in besonderem Maße gestärkt werden soll.  

Im Plangebiet liegen keine Vorrang- und Vorbehaltsgebiete. 
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2.2 Flächennutzungsplan 1997 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan, welcher mit dem Bescheid 33-610/6 
am 30.04.1997 genehmigt wurde, ist die im Geltungsbereich liegende Fläche als 
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Der Bebauungsplan kann nicht aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan wird 
deshalb im Parallelverfahren geändert. 

2.3 Planungsrechtliche Vorgaben 

Die Aufstellung des Bebauungsplans „Unterfeld“ erfolgt im Regelverfahren nach 
EAG Bau (Europarechstanpassungsgesetz). Im Zuge des Bauleitplanverfahrens 
wird parallel der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Höchstädt ge-
ändert. 
 
 

3. Lage und Beschaffenheit des Gebietes 

Das Baugebiet liegt im Nordwesten von Höchstädt unmittelbar an der Ortsver-
bindungsstraße zwischen Höchstädt und Deisenhofen.  

Der Geltungsbereich beinhaltet ein Gebiet von ca. 4,6 ha. Der gesamte Gel-
tungsbereich wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Das Gelände ist ganzheit-
lich als eben zu bezeichnen. 
 
 

4. Städtebauliche Ziele 

Das Gestaltungskonzept orientiert sich an der Idee, eine Bebauung durch Ein-
familienhäuser umzusetzen. Die Art und Anzahl der Festsetzungen ermöglicht 
den künftigen Bauwerbern einen individuellen Bau ihres Eigenheims umzuset-
zen. 
 
 

5. Art der baulichen Nutzung 

Mit der Festsetzung eines Reinen Wohngebiets (WR) im Bereich des Übergangs 
vom bestehenden Baugebiet „Ensbach Süd“ und dem Bebauungsplan „Unter-
feld“ im Südosten fügt sich die geplante Bebauung in die nähere Umgebung ein. 
Hier sind nur Wohnnutzungen vorzufinden. 

Der restliche Bereich des Geltungsbereichs wird als Allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt aufgrund der räumlichen Verbindung zum östlich gelegenen allge-
meinen Wohngebiet „Dreifaltigkeit“. 
 
 

6. Maß der baulichen Nutzung 

6.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

Um den Rahmen der baulichen Entwicklung nicht einzuschränken, ist die zuläs-
sige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,35 als Obergrenze festgesetzt.  

6.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

Zur Bemessung der städtischen Beiträge werden Geschossflächenzahlen fest-
gesetzt. 
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7. Höhe der baulichen Anlagen 

Die Höherentwicklung der Gebäude wurde aufgrund der Ortsrandlage, der Nähe 
zur angrenzenden Landschaft und dem Anschluss an bereits bebaute Flächen 
beschränkt. 
 
 

8. Höhenlage 

Die Höhenlage der Gebäude wird festgelegt, um geländeangepasstes Bauen s i-
cher zu stellen. 
 
 

9. Bauweise 

Die festgesetzte Bauweise begründet sich aus der Konzeption des Baugebietes. 
Diese sieht eine städtebauliche Eingliederung in die bestehende bauliche Struk-
tur vor. 
 
 

10. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Die Festsetzung der maximalen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden soll da-
zu beitragen, dass sich die Wohnungsanzahl im Gebiet der Umgebung entspre-
chend entwickelt und eine angemessene städtebauliche Dichte nicht überschri t-
ten wird. 
 
 

11. Überbaubare und nicht überbaubare Fläche 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans wird die überbaubare 
Grundstücksfläche durch Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO festgesetzt. 
Diese sind so gewählt, dass eine möglichst flexible Ausnutzung der Grundstücke 
ermöglicht wird. 
 
 

12. Flächen für erforderliche Nebenanlagen 

Um eine bestmögliche Ausnutzung der Grundstücke zu gewährleisten, sind Ne-
benanlagen, Garagen, Carports und Stellplätze auch außerhalb der Baugrenze 
zulässig. 
 
 

13. Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind 

Im zeichnerischen Teil sind Sichtfelder eingetragen. Diese sind aus Gründen der 
Verkehrssicherheit von baulichen Anlagen und sonstigen Sichtbehinderungen 
freizuhalten 
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14. Verkehrsflächen 

Um die Erschließung im Gebiet sicherzustellen, wurden Verkehrsflächen festge-
setzt. 
 
 

15. Ver- und Entsorgung 

15.1 Abwasserbeseitigung 

Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem, da das umliegende Gebiet ebenfalls 
über ein Trennsystem erschlossen ist. 

Die Entsorgung von Schmutzwasser erfolgt über einen Anschluss an den 
Schmutzwasserkanal in der geplanten Erschließungsstraße durch Fortführung 
nach Norden und Anschluss an den Schmutzwasserkanal in der Straße „An der 
Dreifaltigkeit“. 

15.2 Trink-, Brauch- und Löschwasser 

Sämtliche Wohneinheiten sind an die zentrale Wasserversorgung anzuschlie-
ßen. 

Die Wasserversorgung für Trink- und Brauchwasser ist durch den Anschluss an 
die bestehenden Leitungen möglich und wird durch die Stadt Höchstädt oder die 
Bayerische Rieswasserversorgung gewährleistet. 

Im Rahmen der Erschließungsplanung ist eine ausreichende Löschwasserver-
sorgung über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen.  

15.3 Elektrizitätsversorgung 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die Lechwerke (LEW). Da 
der Bebauungsplan keine oberirdischen Leitungen zulässt, erfolgt die Versor-
gung durch Erdkabel. Die dadurch bedingten Mehrkosten haben die Bauherren 
zu tragen. 

15.4 Müllbeseitigung 

Die Müllentsorgung erfolgt über den Abfallwirtschaftsverband Nordschwaben. 
Die gewählte Straßenführung ermöglicht eine sinnvolle Erschließung des Wohn-
gebietes. 

Es sind auf jedem Baugrundstück ausreichende Stellflächen für Müllcontainer, 
bzw. Tonnen vorzusehen (möglichst am Straßenrand).  
 
 

16. Behandlung von Niederschlagswasser im Baugebiet  

16.1 Entwässerung 

Entwässerung von Dach- und Stellplatzflächen 

Das unschädliche Niederschlagswasser der Dach- und Hofflächen wird vor Ort 
versickert, um die Reinigungsleistung der Bodenorganismen zu nutzen bzw. das 
unbelastete Oberflächenwasser auf natürlichem Wege wieder in den Wasser-
kreislauf zurückzuführen. 

Beseitigung von Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser wird der öffentlichen Kanalisation zugeführt, da dieses ge-
reinigt werden muss. 
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Niederschlagswasser von öffentlichen Verkehrsflächen 

Um das Niederschlagswasser von öffentlichen Verkehrsflächen nicht in den 
Schmutzwasserkanal zu leiten und das Gebiet im Trennsystem zu entwässern, 
wird es in eine Versickerungsanlage geleitet. Auf diesem Wege wird es wieder 
dem Wasserkreislauf zurückgeführt. 

16.2 Anforderungen an Oberflächen, Versickerung 

Um den Eingriff in den Naturhaushalt und die Menge an zu bewirtschaftendem 
Regenwasser so gering wie möglich zu halten, sind PKW-Stellplätze, Wege und 
Höfe mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, solange keine Gefahr der 
Verunreinigung besteht. 
 
 

17. Grünordnung 

Die Grünordnung dient der Durchgrünung des Plangebiets. Somit wird sicherge-
stellt, dass sich das Plangebiet in die Landschaft einfügt. 
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18. Flächen 

Geltungsbereich 44.592 m² 100 %  

Bauflächen WA 27.253 m² 61 % 

Bauflächen WR 4.267 m² 10 % 

öffentliche Verkehrsflächen 6.423 m² 13 % 

davon Bestand 746 m² 2 % 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 132 m² 1 % 

Wirtschaftsweg 1.443 m² 3 % 

öffentliche Grünflächen 3.023 m² 7 % 

straßenbegleitender Gehweg 1.305 m² 3 % 

 

19. Einwohner 

Bei 48 Grundstücken ist mit dem Neubau von ca. 72 Wohneinheiten für ca. 
147 Einwohner im Gebiet zu rechnen. 
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H )  U M W E L T B E R I C H T  

1. Einleitung 

1.1 Gesetzliche Grundlagen  

 

Gemäß § 2a BauGB ist der Begründung zum Bebauungsplan, sowie in der ggf. 
daraus resultierenden Änderung des Flächennutzungsplanes, als integraler Be-
standteil ein Umweltbericht beizufügen. Sein Inhalt bestimmt sich aus § 2 Abs. 4 
BauGB. 

Im Zuge des Bauleitplanungsverfahrens wird der Umweltbericht fortgeschrieben. 
Die Ergebnisse des Umweltberichtes, unterliegen der Abwägung der Kommune 
nach § 1 Abs. 5 und 6 BauGB in der Verbindung mit § 1a Abs. 2 Nr. 3 BauGB.  

Für den beabsichtigten Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung ist die Ein-
griffsregelung § 1a BauGB zu beachten. 

1.2 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele des Bauleitplanes 

Die Stadt Höchstädt beabsichtigt im Westen der Stadt Höchstädt, angrenzend 
an den bestehenden BP Dreifaltigkeit durch einen Bebauungsplan mit integrier-
tem Grünordnungsplan ein neues Wohngebiet zu entwickeln.  

Vorgesehen ist die Bebauung mit Einzelhäusern, umgeben von Gartengrundstü-
cken. Die zulässige GRZ wird mit 0,35 festgesetzt.  

Im Westen wird eine 5 m breite Randeingrünung auf öffentlichem Grund, im Sü-
den eine 5 m, im Norden eine 3,0 m breite Randeingrünung auf privatem Grund 
festgesetzt. Im Übergang zum bestehenden Baugebiet „Dreifaltigkeit“ bleiben 
Gehölzbestände, die bisher der Ortsrandeingrünung dienten, bestehen.  

Das Baugebiet wird entlang der Verkehrsflächen mit Bäumen begrünt. Für die 
Privatgrundstücke wird festgesetzt, dass pro 300 m² Grundstückfläche ein Laub-
baum zu pflanzen ist. 

1.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
umweltrelevanten Ziele und ihre Berücksichtigung, Schutzgebiete  

Landesentw ick lungsprogramm Bayern  

Gemäß LEP sind bei allen Planungen die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, 
die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die Pflanzen- und Tierwelt, die Eigenheit 
und Schönheit der Natur und Landschaft nachhaltig zu sichern, gesunde Um-
weltbedingungen zu erhalten und gegebenenfalls wieder herzustellen. 

Reg iona lp lan  

Das Planungsgebiet ist nicht von Vorranggebieten betroffen.  

F lächennut zungsp lan  

Im Flächennutzungsplan ist die Planungsfläche als Fläche für die Landwirtschaft 
dargestellt. Der Bebauungsplan kann nicht aus dem FNP entwickelt werden. Pa-
rallel zum Bebaungsplanverfahren wird der FNP geändert.  

Schutzgeb ie te  „Na tu ra  2000“  nach §  32  BNatSchG :  

Schutzgebiete nach EU-Recht sind nicht betroffen.  

 



Stadt Höchstädt   H) UMWELTBERICHT 

Bebauungsplan „Unterfeld“   Rechtsverbindliche Fassung vom 11.11.2019 

 

Steinbacher-Consult Seite 28 von 47 
Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG 

Geschüt zte  Geb ie te  und Landschaf t sbes tandt e i le :  

… 

Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG / Art. 23 (1) BayNatSchG: 

Geschützte Biotope sind nicht betroffen.  

Amt l i ch  ka r t ie r te  B io tope:  

Es sind keine amtlich kartierten Biotope betroffen. 

Geschüt zte  Ar ten :  

Hinweise auf das Vorkommen bestehender Arten bestehen nicht.  

Ar ten -  und B io topschutzp rogramm Bayern :   

Konkrete Ziele des Arten- und Biotopschutzprogramms betreffen das Planungs-
gebiet nicht.  

Sonst ige  Schutzgeb ie te :  

Sind nicht betroffen.  

Bayernnetz-Na tur -Pro jek te   

Sind nicht betroffen.  

 

2. Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umwelt -
auswirkungen einschließlich der Prognose bei Durchführung der Pl a-
nung 

2.1 Gebietsbeschreibung 

Das Planungsgebiet liegt am nordwestlichen Rand der Stadt Höchstädt im un-
mittelbaren Anschluss an ein bestehendes Wohnbaugebiet (Dreifaltigkeit)  in der 
Freifläche zwischen der Bebauung der Stadt Höchstädt im Osten und der Ort-
schaft Deisenhofen im Westen. Der Untersuchungsbereich liegt im Süden der 
Dillinger bzw. Höchstädter Hochterrasse auf ca. 425 m ü. NN. Im Süden reicht 
das geplante Baugebiet bis zum Rand des Brunnenbachtales.  

Die Höchstädter Hochterrasse, ist eine offene, flache und intensiv landwirt-
schaftlich genutzte Ebene mit geringer Ausstattung an Biotopen und Landschaf t-
selementen.  

Erschlossen wird das Areal durch die nördlich angrenzende Ortsverbindungs-
straße Höchstädt-Deisenhofen. Eine unmittelbare Anbindung zur Ortsbebauung 
von Höchstädt wird eingehalten. 

2.2 Schutzgut Arten- und Lebensräume 

Beschreibung: 

Die Planungsfläche liegt im Naturraum Donauried.  

Die derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche hat geringe Bedeutung als 
Lebensraum für Tiere und Wildpflanzen. Abgesehen von einzelnen Straßenbäu-
men entlang der Kreisstraße fehlen Gehölze, Bäume oder Gebüsche. Aufgrund 
der Strukturarmut spielt der Untersuchungsraum im Biotopverbund mit angren-
zenden Landschaftselementen eine untergeordnete Rolle. Neben den Offen-
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landvogelarten liegen keine Hinweise auf das Vorkommen wertvoller Pflanzen- 
und Tierarten und schützenswerter  Biotope vor. Es wurde ein Schafstelzen-
Brutrevier im Planungsgebiet, sowie ein Schafstelzen- und zwei Feldlerchen-
Reviere in der angrenzenden Feldflur nachgewiesen. (Vgl. Hartmann: Gutachten 
zur Avifauna Juni 2019) 

Gesetzlich geschützte oder amtlich kartierte Biotope sind nicht vorhanden. 

Gemeldete Schutzgebiete nach dem erweiterten Naturschutzrecht (Naturschutz-
zonen, FFHGebiete, etc.) sind von der Planung im Geltungsbereich nicht betrof-
fen. 

Die Bedeutung des Plangebietes für das Schutzgut Arten und Lebensräume 
kann als mittel bewertet werden.  

 

2.3 Schutzgut Boden und Fläche 

Beschreibung: 

Der geologische Untergrund besteht aus eiszeitlichen Schotterplatten, die von 
Decklehmen erheblicher Mächtigkeit überlagert worden sind.  

Als Böden finden sich im Gebiet Braunerde mit Lößlehm, d.h. ein tiefgründiger 
schluffreicher Lehmboden mit hoher Wasserrückhaltefähigkeit, der als beson-
ders ertragreich geschätzt wird. Die lokale Filterfähigkeit und Durchlässigkeit 
des Bodens und die Pufferfähigkeit (auch gegenüber anthropogenen Einträgen) 
wird als gut bewertet.  

Das Biotopentwicklungspotential des Bodens ist aufgrund der intensiven land-
wirtschaftlichen Nutzung und der hohen Nährstoffversorgung als unbedeutend 
einzuschätzen. Hinweise auf Bodenbelastungen (Altlasten) liegen nicht vor. Eine 
Vorbelastung der Bodeneigenschaften ist durch die langjährige, intensive land-
wirtschaftliche Nutzung anzunehmen. Seltene oder schützenswerte Bodentypen 
sind nicht vorhanden. 

Die Bedeutung des Plangebietes für das Schutzgut Boden kann als mittel bis 
teilweise hoch bewertet werden.  

 

2.4 Schutzgut Wasser 

Beschreibung: 

Oberflächengewässer sind im Untersuchungsraum nicht vorhanden.  

Der Grundwasserstand liegt bei ca. 5 – 9 m unter Geländeoberfläche. Gesonder-
te Untersuchungen zur Hydrogeologie liegen für das Plangebiet nicht vor. Die 
allgemeinen geologischen Verhältnisse lassen auf mittlere Versickerungseigen-
schaften des Untergrundes schließen. Quellen und hohe Grundwasserstände 
sind auch bei sehr hohen Niederschlägen nicht zu erwarten.  

Im Plangebiet werden keine Wasserschutzgebiete berührt. Das nächste Trink-
wasserschutzgebiet „Höchstädt/Donau“, liegt in einer Entfernung von ca. 400 m 
nördlich des Planungsgebiets. Eine potentielle Vorbelastung des Grundwassers 
durch Einträge aus der landwirtschaftlichen Nutzung ist anzunehmen. Vorhan-
dene Belastungen oder Gefährdungen durch Altlasten, Deponien o. ä. sind nicht 
bekannt.  

Das geplante Baugebiet liegt nicht im Überschwemmungsgebiet des Kloster-
bachs.  
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Insgesamt wird die Bedeutung des Plangebietes für das Schutzgut Wasser als 
gering eingestuft. 

 

2.5 Schutzgut Klima / Luft 

Beschreibung: 

Das geplante Baugebiet liegt in der Donauniederung, einer Ebene mit nur gerin-
gem Gefälle in Richtung Klosterbach. Auf den Ackerflächen entsteht Kaltluft, das 
mit nur sehr geringer Geschwindigkeit zum Kosterbach abfließt oder stehen 
bleibt. Hierbei wirken Straßendämme wie (DLG 25, DLG 41) bereits als Ab-
flusshindernis. Daher ist davon auszugehen, dass die Planungsfläche geringe 
Bedeutung für die lufthygienische Situation in der Stadt Höchstädt hat.  

Insgesamt wird die Bedeutung des Plangebietes für das Schutzgut Klima/ Luft 
als gering eingestuft. 

 

2.6 Schutzgut Mensch/ Erholung 

Beschreibung: 

Die Planungsfläche ist Teil einer intensiv ackerbaulich genutzten Ebene mit e i-
ner geringen Ausstattung an landschaftlich reizvollen Strukturen. Spaziermög-
lichkeiten sind auf den Furwegen gegeben. Als Störelement wirkt die im Norden 
angrenzende Ortsverbindungsstraße nach Deisenhofen, mit einzelnen Straßen-
bäumen. Die landschaftlich reizvolleren Bereiche am Klosterbach und Pulver-
bach liegen in einer Entfernung von ca. 500 m.  

Das geplante Baugebiet grenzt direkt an ein größeres Wohngebiet. Lärm- und 
staubemittierende Anlagen befinden sich nicht in der Nähe.  

Die Bedeutung für das Schutzgut Mensch/ Erholung wird als gering eingestuft.  

 

2.7 Schutzgut Landschaft 

Beschreibung: 

Das charakteristische Landschaftsbild der Donauebene ist geprägt durch inten-
sive landwirtschaftliche Nutzung, die geringer Ausstattung an gliedernden Ge-
hölzen und das flache Relief der Donauniederung und ausgeprägter Fernsicht.   

Im Osten wirken die Siedlungskörper der Stadt sichteinschränkend, sind aber 
auch als Silhouette bedeutsam.  

Störende Elemente wirken nicht auf den überplanten Landschaftsausschnitt.  

Die Bedeutung des Schutzguts wird als mittel bewertet.  
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2.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Beschreibung:  

Kultur- und Sachgüter im Sinne von historisch bedeutsamen Stätten, Abbau- und 
Lagerstätten sind nicht vorhanden.  

Das Planungsgebiet hat geringe Bedeutung für das Schutzgut Kultur- und Sach-
güter.  

 

 

3. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 

Gesetzliche Vorgabe ist es, Eingriffe in Natur und Landschaft zu vermeiden und 
zu minimieren. Verbleibende, unvermeidbare Eingriffe sind durch geeignete 
Maßnahmen auszugleichen. 

Dem Vermeidungsgebot kann nicht entsprochen werden, da der Planungsraum 
als neues Wohnbaugebiet einer andersgelagerten Nutzung zugeführt wird.  

  

3.1 Minimierungsmaßnahmen für das Schutzgut Arten- und Lebensräume 

 Bepflanzung der Grünflächen mit standortgerechter Vegetation zur Förde-
rung heimischer Flora und Fauna  

 Gehölzpflanzung als Ortsrandeingrünung als Baustein der Biotopvernet-
zung, insbesondere in der Ausgleichsmaßnahme. 

 Baufeldfreimachung Oktober bis Februar, außerhalb der Vogelbrut- und 
Jungen-Aufzuchtzeit  

 

3.2 Minimierungsmaßnahmen für das Schutzgut Boden und Fläche 

 Reduzierung der Versiegelungsrate auf GRZ max. 0,35. 

 

3.3 Minimierungsmaßnahmen für das Schutzgut Wasser 

 Anfallendes Oberflächenwasser wird vor Ort aufgefangen und auf dem 
Grundstück sowie im Straßenraum über Versickerungsanlagen versickert 
somit kontrolliert an den Grundwasserkörper abgegeben.  

 Private und öffentliche PKW Stellplätze sowie die privaten Erschließungs-
flächensind mit wasserdurchlässigen Belägen zu festigen.  

 

3.4 Minimierungsmaßnahmen für die Schutzgüter Klima / Luft, Landschaftsbild und 
Mensch 

 Je 300 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein Obstbaume oder anderer 
Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  

 Im Westen ist eine Randeingrünung auf öffentlichem Grund festgesetzt. 
Es sind ca. 1/3 der Fläche durch eine zweireihige, blütenreiche Hecke 
aus standortgerechten Sträuchern und Bäumen in Pflanzgruppen zu be-
pflanzen. Im Süden sind sind Randbepflanzungen auf privatem Grund 
festgesetzt.  
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 Anlage von Grünflächen und Gehölzpflanzungen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes mit eingriffsmindernder Wirkung, hinsichtlich Lufthygie-
ne und kleinklimatischer Effekte (Minderung der Aufheizeffekte).  

 

 

4. Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Planung (Ei n-
griffsschwere) 

Es werden, unterschieden nach der grundlegenden Ursache (Bau, Anlage und 
Betrieb), alle schutzgutbezogenen Wirkungen des geplanten Baugebiets die zu 
Beeinträchtigungen führen können. 

Auf Grundlage der Beschreibung der Schutzgüter und der Auswirkungen wird 
unter Berücksichtigung von Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen die Ein-
griffsschwere schutzgutbezogen bewertet. Die Bewertung bezieht die, im Vor-
entwurf des Bebauungsplanes beschriebenen Festsetzungen ein.  

4.1 Baubedingte Auswirkungen 

Die baubedingten Auswirkungen sind zeitlich begrenzt auf die Bauphase.  Die 
Beanspruchung und Belastung des Standortes sind dabei vorübergehend. Für 
alle Schutzgüter sind daher nur geringe bis keine baubedingten Auswirkungen 
zu erwarten. 

4.2 Anlagenbedingte Auswirkungen 

Hierzu zählen die Flächeninanspruchnahme durch die Gebäude, Nebenanlagen 
und Verkehrsflächen. 

Boden und Fläche  

Durch die Umnutzung und Versiegelung der Böden in ein Baugebiet geht Boden 
und Fläche als Grundlage für landwirtschaftliche Produktion verloren.  

Der Verlust von Boden als Lebensraum für Tiere ist aufgrund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung nur von geringer Bedeutung. 

Der Verlust von Boden als Wasserspeicher und Filter durch Versiegelung ist als 
erheblich zu bewerten.  

Als Vorbelastung ist der anthropogen gesteuerte Bewirtschaftungscharakter an-
zuführen. Die vorgesehenen Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen reduzie-
ren die Eingriffsschwere.  

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Boden und Fläche sind mit 
hoch zu bewerten. 

Wasser 

Oberflächengewässer werden durch vorgesehene Baumaßnahme nicht beein-
flusst. 

Aufgrund der hohen Grundwasserflurabstände sind Schädigungen am Grund-
wasser durch das Vorhaben auszuschließen. Durch die Versiegelung von max. 
30% wird die Oberflächenversickerungsrate, Grundwasser-Neubildungsrate so-
wie die Verdunstungsrate reduziert.  
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Ein Herausnehmen aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung verringert die 
Umweltauswirkungen durch Stoffeinträge auf den Wasserhaushalt. 

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Wasser sind mit gering zu 
bewerten. 

Klima und Luft 

Durch den Bau des neuen Wohngebiets wird die Ausdehnung der klimatisch 
wirksamen Freifläche, d.h. des Kaltluftentstehungsgebiets verringert. Für die 
Stadt Höchstädt ergeben sich aufgrund der Dimension keine erheblichen klimat i-
schen oder lufthygienischen Auswirkungen. Immissionsereignisse sind unbedeu-
tend. 

Innerhalb des Geltungsbereiches werden die Eingriffe durch Grünordnungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen gemindert. Es verbleiben keine erheblichen Beeinträch-
tigungen.  

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Klima / Luft sind mit gering zu 
bewerten. 

Arten und Lebensräume 

Da direkt angrenzend am neu entstehenden Baugebiet, weiterhin großflächige 
Ackerflächen bestehen, ist der Fortbestand der vorkommenden Arten, die an 
großflächige intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen angepasst sind, nicht 
gefährdet.  

Belange des Artenschutzes müssen unabhängig von der Wahl des Bebauungs-
planverfahrens betrachtet werden. Nach Europarecht geschützten Arten des An-
hang IV der FFH-Richtlinie, sowie die europäischen Vogelarten sind nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz besonders geschützt. § 44 BNatSchG beinhaltet be-
stimmte Verbote der Beeinträchtigung für diese Arten. Der Vorhabenträger muss 
bei der Durchführung seiner Vorhaben sicher auszuschließen, dass es zu keinen 
Beeinträchtigungen kommen wird, die nach § 44 BNatSchG verboten wären oder 
durch (vorgezogene) funktionserhaltende Maßnahmen (CEF) vermeiden, dass 
es dazu kommt. Artenschutzrechtliche Verbote können nicht abgewogen werden.  

Säugetiere 

Das geplante Baugebiet umfasst nur intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen 
im direkten Anschluss an den Siedlungsbereich. Bäume, Gehölze oder Sträu-
cher sind nicht vorhanden bzw. betroffen. Aufgrund dieser Habitatstrukturen 
kann ein Vorkommen von geschützten Säugetierarten ausgeschlossen werden. 
Einzig der Feldhamster wäre in derartigen Lebensräumen zu erwarten, kommt 
aber gemäß Artenhinweisen des LfUs nicht in der Region vor.  

Amphibien, Reptilien  

Das Vorkommen von Amphibien kann ausgeschlossen werden, da keine Gewäs-
ser vorhanden sind. Für Reptilien wie der Eidechse geeigneten Strukturen wie 
Gebüsche, Erd- und Sandhaufen oder Gesteinsspalten als Rückzugsmöglichkeit 
sind nicht vorhanden. Ein Vorkommen von streng geschützten Eidechsenarten 
ist nicht zu erwarten. 

Schmetterlinge 

Auch als Bruthabitat für besonders und streng geschützte Schmetterlinge ist die 
Planungsfläche aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und dem 
Fehlen von Blüten- und Futterpflanzen ungeeignet. 
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Vögel 

In der intensiv landwirtschaftlich genutzten Offenlandschaft ist mit dem Vorkom-
men von Feldlerchen zu rechnen. Als europäische Brutvogelart ist sie durch die 
durch die Vogelschutzrichtlinie europarechtlich besonders geschützt. Für diese 
Tierarten sind die Betroffenheit der Verbote des § 44 BNatSchG bei einer Um-
setzung des Bebauungsplans zu untersuchen. Für das Plangebiet wurde daher 
im Mai und Juni durch den Dipl. Biol. Hartman einen Bestandserhebung der vor-
kommenden Brutvögel durchgeführt.  

Zusammenfassend kam der Gutachter zu folgendem Ergebnis:  

Das Planungsgebiet ist Teil einer offenen, weitläufigen Agrarlandschaft im Do-
nautal mit kleinräumiger Gliederung der Feldflur ohne größere Sichthindernisse. 
Dies begünstig die Ansiedlung von Ackerbrütern wie Feldlerche, Schafstelze, 
Wachtel, u.a.). Durch die Lage am Ortsrand und neben einer Straße kommt es 
jedoch zu  Störungen.  Das Planungsgebiet ist daher nur in den ortsferneren Be-
reichen bzw. nur für vergleichsweise störungsunempfindliche Arten geeignet.  

Es wurden j e 2 Reviere von Schafstelze und Feldlerche zwischen Höchstädt 
und Deisenhofen festgestellt. Diese sind als Randvorkommen des sich nach 
Norden weitläufig fortsetzenden Brutgebiets einzustufen. Ein Brutplatz der 
Schafstelze ist direkt betroffen. Die geringe Entfernung von rund 75 m zur (we-
nig befahrenen) Straße im Norden und zum Ortsrand zeigt die Störungstoleranz 
dieser Art. Für die beiden westlich gelegenen Brutplätze der Feldlerche und der 
Schafstelze ist eine unmittelbare Betroffenheit im Planungsfall nicht gegeben.  

Es ist vom Verlust eines Brutreviers der Schafstelze auszugehen. Eine Aufgabe 
der beiden außerhalb gelegenen Reviere infolge des Eingriffs (insbesondere 
durch Beunruhigung in der Bauphase) kann jedoch nicht ausgeschlossen wer-
den. Da sich jedoch für Ackerbrüter allgemein mit der Nutzungsänderung 
(Fruchtfolge) regelmäßig Verlagerungen der Brutreviere von Jahr zu Jahr erge-
ben, wäre dies nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung der Population ver-
bunden. 

Zur Vermeidung direkter Verluste bodenbrütender Vogelarten muss die Baufeld-
räumung außerhalb der Brutzeit bis Anfang März erfolgen. Dabei muss durch 
geeignete Maßnahmen wie Umpflügen sichergestellt werden, dass keine zwi-
schenzeitliche Neuansiedlung von Bodenbrütern erfolgt. 

 Bei Beachtung der oben genannten Vermeidungsmaßnahmen beurteilt der Gut-
achter das geplante Vorhaben als verträglich, da keine Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs.1 Nrn. 1 bis 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötungs-, Störungs- und 
Schädigungsverbot) erfüllt werden. 

Vom Gutachter empfohlen werden folgende Minimierungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen 

o Erhalt der kleinräumig gegliederten Feldflur mit hohem Anteil an Randlinien  

o Erhalt von Grünwegen und unbefestigten Feldwegen 

o Erhalt einer vielfältigen Agrarlandschaft mit Nutzungsmosaik 

o Erhalt bzw. Anlage von Ackerrandstreifen 

o Verzicht auf Herbizidbehandlung von Feldrainen 

 Eine vertiefende Betrachtung erfolgt im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag.  

Mit den im Bebauungsplan festgesetzten Grünordnungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen werden die ökologische Aufwertung und der Biotopverbund gefördert. 
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Grünstrukturen im neugeschaffenen Bebauungsgebiet können Entwicklungsan-
sätze für ökologisch bedeutsame Flächen bieten.  

Unter der Berücksichtigung der konfliktmindernden Maßnahmen sind die Auswir-
kungen der Planung auf das Schutzgut Arten- und Lebensräume aufgrund der 
Verkleinerung der Bruthabitate der Offenland-Vogelarten mit mittel zu bewerten. 

 

Landschaftsbild 

Das Baugebiet wirkt durch die Inanspruchnahme bisher freier Landschaft. Die zu 
erwartenden Baukörper werden zukünftig das Landschaftsbild prägen und dabei 
aufgrund der offenen, ebenen Landschaft teilweise weithin sichtbar sein.   

Aufgrund der allseitigen Ortsrandeingrünung ist gewährleistet, dass das neue 
Baugebiet gut in die Landschaft eingebunden wird. Störende Fernwirkungen 
werden so minimiert.  

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Landschaft sind mit mittel  zu 
bewerten. 

 

Mensch, Erholung und Freizeitinfrastruktur 

Das geplante Wohngebiet erweitert ein bereits bestehendes Siedungsgebiet ent-
lang der Ortsverbindungsstraße nach Deisenhofen. Die bestehende einge-
schränkte Eignung der angrenzenden Landschaft als Naherholungsraum wird 
nicht gemindert.  

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Mensch/ Erholung sind mit ge-
ring zu bewerten. 

 

Kultur- und Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen und Beeinträchtigungen zu erwarten.  

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind mit 
gering zu bewerten. 

 

4.3 Betriebsbedingte Auswirkungen 

Als betriebsbedingte Auswirkungen kommen Immissionserscheinungen in Be-
tracht, die untergeordneter Natur sein müssen. 

Die Eingriffsschwere der betriebsbedingten Auswirkungen wird unter Berücksich-
tigung der konfliktmindernden Maßnahmen als gering eingeschätzt. 
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5. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

5.1 Prognose Durchführung der Planung 

Bei der Umsetzung des geplanten Baugebietes sind Wirkungen auf die Umwelt, 

im Schutzgutbereich Boden durch Inanspruchnahme von Flächen und den Ver-

lust an Bodenteilfunktionen, geringfügige Beeinträchtigungen für den Grundwas-

serschutz hinsichtlich des Schutzgutes Wasser und mittlere Wirkungen auf das 

Landschaftsbild – Schutzgut Landschaft nicht auszuschließen. 

Für die sonstigen Schutzgüter sind keine negativen Wirkungen zu erwarten. Es 

werden grünordnerische Maßnahmen festgesetzt, die zur Einbindung in das 

Landschaftsbild beitragen und die zu erwartenden Auswirkungen auf Natur und 

Landschaft minimieren werden.  

Die Ortsrandeingrünung, die gleichzeitig z.T. auch Ausgleichsmaßnahmen sind, 

bieten Ansatzpunkte zur Strukturierung und Biotopvernetzung. 

 

5.2 Prognose Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist keine Änderung der Bestandslage zu er-

warten. Die landwirtschaftliche Nutzung (mit umweltbeeinflussender Wirkung) 

würde fortgeführt. Für die Umweltbelange wäre keine Verbesserung des Ist -

Zustandes zu erwarten. 

 

 

6. Ermittlung des Ausgleichsfaktors / Ausgleichserfordernis  

6.1 Ausgleichserfordernis 

Der Bau von Gewerbegebieten und von Erschließungsstraßen stellt gemäß Art. 
6 BayNatSchG § 14 BNatSchG einen Eingriff in Natur und Landschaft dar, der 
ausgeglichen werden muss.  

Eingriff und Ausgleich werden unter Anwendung des Bayerischen Leit fadens zur 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ermittelt.  

Die Fläche wird wie folgt eingestuft:  

 

Flächentyp   Acker   

Bedeutung   Kategorie I, geringe Bedeutung 

 

Das Baugebiet ist als Wohngebiet mit GRZ max. 0,35 aufgrund des geringen 

Versiegelungs- bzw. Nutzungsgrad als  

Eingriffstyp B einzustufen. 

Nach Leitfaden ergibt sich damit für Flächen mit geringer Bedeutung ein Faktor 

von 0,2 – 0,5.  
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Der rechnerische Bedarf ermittelt sich damit wie folgt: 

Flächentyp
Fläche (m²) Faktor

Ausgleichserfordernis 

(m²)

Wohngebiet auf Acker 44.590 0,30 13.377

Gesamt 13.377

 

 

6.2 Ausgleichsmaßnahmen 

6.2.1 Zuordnung 

Der Ausgleich von 13.377 m² erfolgt geteilt auf zwei Flächen. Der größte Anteil 
von 12.411 m² wird der Fläche Flnr. 1770, der Rest von 966 m² der im Baugebiet 
liegenden Ausgleichsfläche Flnr. 2108/50 zugerechnet.  

 

6.2.2 Ausgleichsmaßnahme Flnr. 1770 Gemarkung Höchstädt  

Lage 

Der Ausgleich erfolgt auf Flurnr. 1770 Gemarkung Höchstädt. Die Größe der ge-
samten Ausgleichsfläche beträgt 21.872 m².  

 

 
Abbildung 1: Lage der Ausgleichsfläche. Ohne Maßstab. 

Flnr. 1770 
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Bestand und Planungsziel 

Das ca. 2,2 ha große Flurstück wird derzeit intensiv als Acker (A 11) landwir t-
schaftlich genutzt. Ziel der Planung und Aufwertung ist die Herstellung einer ex-
tensiv genutzten Streuobstwiese mit weniger häufigen und seltenen Obstsorten 
aus der Region. Dies soll dem Erhalt der wichtigsten regionalen Obstsorten in 
Nordschwaben dienen. 

Als Ausgleichsfläche für den Bebauungsplan wird die Aufwertung als Flächen-
wert (m²) ermittelt. Für den Bebauungsplan „ Unterfeld“ werden 12.411 m² Aus-
gleichsfläche benötigt.1 

 

Herstellungs-Maßnahmen 

Ansaat einer Blumenwiese mit Saatgut aus regionaler Herkunft (Region 8, Un-
tereinheit 16, Unterbayerische Hügel und Plattenregion). Der Krautanteil muss 

                                            
 

1 Sofern diese Ausgleichsmaßnahme für Maßnahmen dient, für  die die bayerischer 

Kompensationsverordnung Anwendung findet, gilt:  

Die Fläche hat im Ausgangszustand einen Wert von zwei Wertpunkten pro m². Die an-
gestrebte, Streuobstwiese im Komplex mit extensiv genutztem Grünland, junge bis alte 
Ausbildung (B441) hat einen Wert von 12 Wertpunkten. Da sich dieser Biotoptyp nur 
langfristig herstellen lässt, wird 1 WP (timelag) abgezogen. Es verbleiben 11 Wertpun k-
te für den Zielzustand, von dem zwei Wertpunkte für den Ausgangszustand abgezogen 
werden. Als Aufwertung gemäß der BayKompV ergeben sich damit 9 Wertpunkte pro 
m². 

 

Flnr. 1770 

Abbildung 2: Luftbild Ausgleichsfläche, Quelle Bayernaltlas. Ohne Maßstab 
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mindestens 30 % betragen. Empfohlen wird eine Ansaatstärke von 2-3 g/m². 
(Bezugsquelle z.B. Rieger u. Hofmann, Blaubeuren).  

Die Obstbäume sind als Hochstämme in Reihen zu pflanzen. Um einen Kronen-
schluss zu vermeiden und somit die Wildbienenbestände zu fördern sind Pflanz-
abstände von 10-15 m und Reihenabstände von 15-20m einzuhalten.  

Es dürfen nur Obstsorten regionaler Herkunft oder zur späteren Veredlung ge-
eignete Unterlagen-Sorten gepflanzt werden.  

Zum Schutz vor Wildverbiss ist um die Bäume ein feinmaschiges Drahtgeflecht 
in Form einer Röhre um die Stämme anzubringen.  

 

Pflege 

Langfristig ist die Wiese zweimal jährlich zu mähen.  

In den ersten Jahren ist aufgrund der guten Nährstoffversorgung des ehemali-
gen Ackerbodens mit einer hohen Wüchsigkeit zu rechnen. Daher kann in den 
ersten zwei Jahren der erste Schnitt bereits am 1. Juni erfolgen und es dürfen 
drei Schnitte durchgeführt werden  

Ab dem dritten Jahr nach Herstellung darf der erste Schnitt nicht vor dem 15. 
Juni erfolgen und es darf nur noch zweimal jährlich gemäht werden. Das Mähgut 
muss abgeräumt werden. Düngung und Mulchung sind nicht zulässig.  

Die Obstbäume sind regelmäßig fachgemäß zu schneiden. Es ist dabei auf e i-
nen art- und sortengerechten Erziehungsschnitt zu achten. Der Baumschnitt 
muss in enger Abstimmung mit dem Kreisfachberater erfolgen.  
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 Abbildung 3: Ausgleichsbebauungsplan Fl.-Nr. 1770 
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6.2.3 Ausgleichsfläche Flur. 2108/50 

Lage und Größe 

An der Grenze zwischen bestehendem Baugebiet Dreifaltigkeit und dem geplan-

ten Baugebiet Unterfeld soll eine 966 m² Ausgleichsfläche entstehen 

Bestand 

Derzeit dient die Fläche als Grünfläche zwischen den Baugebieten. Die Fläche 

ist mit überwiegend mit einheimischen Sträuchern (v.a. Liguster, Hartriegel, 

Hundrose) aber auch mit fremdländischen Gehölzen (Felsenbirne, Pfei-

fenstrauch und andere Blütensträucher) bepflanzt. Einzelne Bäume (Apfeldorn) 

überragen als Hochstamm die Strauchpflanzungen. 

 

 

Abbildung 4: Bestehende Situation 

 

Parallel zur Gehölzfläche verläuft ein Grasweg, der Nutzungsspuren aufweist 

und der jetzt als Verbindungsweg dient.  

Entwicklungsziel 

Die vorhandene Grünfläche mit begleitendem Grünweg soll zu einer Gehölzflä-

che, die mit blütenreichen Bäumen mit Fruchtansatz überstanden ist und eine 

begleitende extensiv genutzte, blütenreiche Wiese entwickelt werden.  

Um die Störung der Fläche durch Fußgänger und Hunde zu minimieren und eine 

Freizeitnutzung auszuschließen soll eine Begehung der Fläche wirkungsvoll ver-

hindert werden. 

So soll ein Rückzugs-, Brut- und Nahrungshabitat für Vogelarten der Gehölzrän-

der und Siedlungen geschaffen werden. Der Blütenreichtum soll Bienen und 

sonstige Insekten sowie Schmetterlinge fördern.  

Die geplante Ausgleichsfläche soll als Trittsteinbiotop im Biotopverbund wirksam 

werden. Ein Grünstreifen auf öffentlichem Grund und auf Privatflächen verbindet 

die geplante Ausgleichsfläche mit der offenen Flur. Auf den Parzellen 17 und 18 
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ist eine Bepflanzung mit Bäumen sowie eine Blumenwiese vorgesehen. So wird 

Ausgleichsfläche mit den Lebensräumen der offenen Feldflur verbunden.  

 

Abb.5: Darstellung der Ausgleichsfläche Fl.-Nr. 2108/50 mit Verbindungskorridor auf die offene 

Flur (private bzw. öffentliche Grünstreifen westlich der Parzellen 17 und 18) 

Maßnahmen 

Sträucher 

Die bereits gepflanzten, fremdländischen Gehölze sind zu entnehmen, da sie für 

Insekten, Vögel und Kleinsäuger von geringerer Bedeutung sind. Sie sollen er-

setzt werden durch heimische, blütenreiche Straucharten. Folgende Arten wer-

den dazu empfohlen:  

- Schlehe Prunus spinosa 2xv 120-150 

- Hundrose Rosa canina  2xv 120-150 

- Ackerrose Rosa arvensis 2xv 120-150 

- Faulbaum Rhamnus frangula 2xv 120-150 

- Kreuzdorn Rhamnus cathartica 2xv 120-150 

- Kornellkirsche Cornus mas 2xv 120-150 

- Holunder Sambucus nigra 2xv 120-150 
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Bäume  

Auch bei den zusätzlich zu pflanzenden Bäumen sind heimische Arten zu ver-

wenden.  

- Elsbeere Sorbus torminalis Sol 3xv 100-250 

- Vogelkirsche Prunus avium H 3xv 14-16 

 

Blumenwiese  

Parallel zum Gehölzstreifen ist die Ansaat einer artenreichen, blütenreichen 

Wiese umzusetzen. Günstige Aussaatzeitpunkte sind Februar bis Mai und Au-

gust bis Oktober. Es ist dazu regional gewonnenes Saatgut zu verwenden,  z.B. 

die Samenmischung "Blumenwiese" von Rieger-Hofmann. Vorzugsweise sollte 

vor dem Beginn feuchter Witterung gesät werden, Ansaatstärke: 2 g/m². Die 

Aussaat sollte oben auf die Erde aufgebracht werden. Das Anwalzen des Saat-

gutes ist unbedingt erforderlich.  

 

Pflege 

Ca. 6 bis 8 Wochen nach der Ansaat ist ein erster sogenannter Schröpfschnitt 

(Pflegeschnitt nicht tiefer als 5 cm) unbedingt erforderlich. Bei Unkrautaufwuchs 

ist der Pflegeschnitt noch ein- bis zweimal im ersten Jahr nach der Ansaat zu 

wiederholen. 

In den Folgejahren richtet sich die Schnitthäufigkeit der Wiese nach dem Auf-

wuchs. Solange der Bestand sehr wüchsig ist,  sollte zwei- bis dreimal pro Jahr 

gemäht werden. Der erste Schnitt wird zur Hauptblüte der Gräser gesetzt, ca. 

Mitte Mai bis Anfang Juni. Wenn der Standort ausgemagert ist, genügt eine 

Mahd im Jahr. Der ideale Schnittzeitpunkt ist hier der Spätsommer. 

Das Mähgut muss von der Fläche entfernt werden. Eine Düngung ist nicht zu-

lässig. 

 

Erfolgskontrolle  

Drei und sechs Jahre nach Umsetzung der Maßnahme ist eine Erfolgskontrolle 

durch ein Fachbüro durchzuführen. Hierbei ist zu kontrollieren, ob mit der Aus-

gleichsfläche die Maßnahmenziele entwickelt sind. Es ist zu prüfen, ob sich alle 

zur Aufwertung gepflanzten, wertgebenden Gehölzarten sowie die angesäten 

krautigen Arten gut entwickeln. Bei Ausfällen sind die Pflanzen artgleich zu er-

setzen. 
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7. Standort-Alternativen 

Bereits im Vorfeld wurden im Zuge einer Alternativen-Suche im Stadtgebiet un-

geeignete Flächen ausgeschlossen. (Gehölz und Wasserflächen, umwelt- und 

naturschutzfachlich bedeutsame Flächen und Vorranggebiete, Vorrechtflächen) 

Die Fläche des Geltungsbereiches für den geplanten Bebauungsplan entspricht 

den allgemeinen Kriterien an die Standorteignung. Der Standort hat eine hohe 

Lagegunst und ist damit alternativlos. 

 

 

8. Überwachung der erheblichen Auswirkungen (Monitoring)  

Die plankonforme Ausführung der Ausgleichsmaßnahmen unterliegt der Über-

wachung durch die Stadt Höchstädt bzw. das Landratsamt Dillingen.  

 

 

9. Methodisches Vorgehen  

9.1 Methodik 

Zur Erfassung und Darstellung der Auswirkungen der geplanten Entwicklungs-
zone auf die Umwelt ist eine Einschätzung des derzeitigen Zustandes der Um-
welt einschließlich vorhandener Belastungen notwendig. Daran anschließend er-
folgt eine Einschätzung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt gemäß 
§ 2 UVPG. 

Die Bewertung der Ausgangssituation erfolgt verbal-argumentativ. Zur Bewer-
tung der Bedeutung der Schutzgüter wird eine 4-stufige Skala verwendet, die 
von ‚sehr hoch’ als höchste Wertstufe über ‚hoch’ und ‚mittel’ bis ‚gering’ reicht. 
Vorbelastungen verringern die Bedeutungsstufe. 

Die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen wurden unter Verwendung des Baye-

rischen Leitfadens zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Baulei t-

planung ermittelt. 

Als Unterlagen wurden verwendet: 

- Biotopkartierung Bayern, Landkreis Dillingen (Bayerisches Landesamt für 

Umweltschutz, Finview 2019) 

- Artenschutzkartierung Bayern (Bayerisches Landesamt für Umweltschutz, 

Finview 2019) 

- Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern, Landkreis Dillingen (Bayerisches 

Landesamt für Umweltschutz, 2007) 

- Karte der Bodendenkmäler Bayern (Bayern Viewer Denkmal, BLfD)  

- Regionalplan  

- Topographische Karte 1:25.000 

- Luftbilder  

- Flächennutzungsplan  
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10. Zusammenfassung 

Bei dem Geltungsgebiet handelt es sich ausschließlich um landwirtschaftliche 

Nutzflächen mit geringer ökologischer Bedeutung. Das Untersuchungsgebiet hat 

geringe Bedeutung für die Schutzgüter Wasser, Klima / Luft, Mensch und Kultur- 

und Sachgüter. Lediglich für die Schutzgüter Arten und Lebensräume,  und 

Landschaftsbild ist das Plangebiet von mittlerer Wertigkeit. Aufgrund des Flä-

chenverbrauchs ist die Bedeutung für das Schutzgut Fläche/Bode mit hoch zu 

bewerten. 

Durch die festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und festge-

setzte Grünordnungs- und Ausgleichsmaßnahmen wird die Flächenversiegelung 

reduziert sowie die Auswirkungen auf die Schutzgüter Arten und Lebensräume, 

Boden, Wasser und Landschaft minimiert. Eine Schädigung, Tötung oder Stö-

rung der vorkommenden Vogelarten Feldlerche und Schafstelze kann durch 

Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Jungenaufzuchtzeit vermieden 

werden.  

Dennoch ergeben sich durch die Umsetzung der Planung unmittelbare Umwelt-

auswirkungen durch Inanspruchnahme von Boden und die Überprägung des 

Landschaftsbildes.  

Folgende Auswirkungen auf die Schutzgüter sind zu erwarten:  

Schutzgut  Bewertung der Auswirkung 

Arten / Lebensräume  mittel 

Boden / Fläche hoch 

Wasser  gering 

Klima / Luft  gering 

Mensch gering 

Landschaftsbild mittel 

Kultur- und Sachgüter  gering  

Es ist ein flächengleicher Ausgleich von 13.810 m² erforderlich. Dieser erfolgt 

auf dem Grundstück mit der Flurnummer 1770, Gemarkung Höchstädt der Stadt  

Höchstädt sowie im Baugebiet.  



Stadt Höchstädt   I) ANLAGEN 

Bebauungsplan „Unterfeld“   Rechtsverbindliche Fassung vom 11.11.2019 

 

Steinbacher-Consult Seite 47 von 47 
Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG 

I )  AN L AG E N   
 

 Peter Hartmann, Diplom-Biologe, Meisenweg 1, 86420 Diedorf 

Bebauungsplan "Unterfeld" , der Stadt Höchstädt 

Gutachten zur Avifauna   

Juni 2019  


	Unterfeld, Planzeichnung
	Unterfeld, Textteil

